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Unterrichtung 

durch die deutsche Gruppe in der Nordatlantischen Versammlung 


i. 

Die Nordatlantische Versammlung hielt ihre 
21. Jahrestagung am Sitz des Dänischen Parlaments 
in Kopenhagen vom 21. bis 26. September 1975 ab 
und verabschiedete die in der Anlage beigefügten 
Empfehlungen und Entschließungen zu folgenden 
Themen: 

— Koordinierung der Wirtschaftspolitik der Mit- 
gliedstaaten 

— Erziehungs- und Bildungspolitik der NATO 
— - Umgliederung der Streitkräfte der NATO 

— Die Lage im östlichen Mittelmeer 

— Rationalisierung der Verteidigungsmittel des 
Bündnisses 

— Ost-West-Beziehungen 

— Budget des NATO-Ausschusses für Wissenschaft 

— Informationen über die Tätigkeit des Ausschus- 
ses für Probleme der modernen Gesellschaft 
(CCMS) 

— • Weltwirtschaftsordnung 

— Wirtschaftshilfe an Portugal, Griechenland und 
die Türkei 

— Weltwährungsreform 

— Koordinierung der Energiepolitik der Mitglied- 
staaten 

— Energieversorgung innerhalb des Atlantischen 
Bündnisses 

— Arbeit der Eurogroup 

— Verhängung des Waffenembargos der Vereinig- 
ten Staaten von Amerika über die Türkei 

— Portugal 

— Spanien 

— Die Lage im Nahen Osten 

— Internationale Rohstoffpolitik 

— Kernenergie 


II. 

Bundestag und Bundesrat entsandten folgende Dele- 
gaiion: 

Abg. Mattick (SPD), Leiter der Delegation 

Minister Titzck (CDU) (Schleswig-Holstein), Stell- 
vertretender Leiter 

Bundestag: 

Mitglieder: 

Abg. Buchstaller (SPD) 

Abg. Dr. Corterier (SPD) 

Abg. Lange (SPD) 

Abg. Neumann (SPD) 

Abg. Pawelczyk (SPD) 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) 

Abg. Damm (CDU/CSU) 

Abg. van Delden (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Jaeger (CDU/CSU), Vizepräsident des Bun- 
destages 

Abg. Kunz (Berlin) (CDU/CSU) 

Abg. Krall (FDP) 

Stellvertretende Mitglieder: 

Abg. Flämig (SPD) 

Abg. Dr. Geßner (SPD) 

Abg. Möhring (SPD) 

Abg. Richter (SPD) 

Abg. Dr. Hupka (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Klepsch (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) 

Abg. Ollesch (FDP) 
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Bundesrat: 

Mitglieder: 

Senator Fröhlich (SPD) (Bremen) 

Erster Bürgermeister Klose (SPD) (Hamburg) 
Staatsminister Dr. Merk (CDU/CSU) (Bayern) 
Ministerpräsident Dr. Röder (CDU) (Saarland) 
Minister Titzck (CDU) (Schleswig-Holstein) 

III. 

Bei den Ausschuß- und Plenarsitzungen der Ver- 
sammlung in Kopenhagen bestimmte nach wie vor 
die Belastung der Beziehungen zwischen den Mit- 
gliedstaaten Griechenland und der Türkei, u. a. 
durch die Zypernfrage, einen großen Teil der Dis- 
kussion. Es fand weithin Beachtung, daß sich die 
Delegierten Griechenlands und der Türkei, auf der 
Grundlage eines Vorschlags des Leiters der deut- 
schen Delegation, damit einverstanden erklärten, daß 
in allernächster Zeit eine Gruppe von Mitgliedern 
der Versammlung nach Ankara und Athen entsandt 
wird. Diese Delegierten sollen versuchen, einen 
Beitrag zur Klärung der strittigen Punkte zu lei- 
sten. Mit diesem ermutigenden Schritt konnte die 
Versammlung ihre erfolgreichen Bemühungen fort- 
setzen, auf der parlamentarischen Ebene im Sinne 
eines Ausgleichs der Gegensätze tätig zu werden. 

Mit Genugtuung wurde allseits festgestellt, daß 
sich die Lage in Portugal in Richtung auf eine Ent- 
wicklung bewegt, die jene Kräfte dort ermutigt, die 
die Demokratie respektieren. In diesem Zusammen- 
hang wurde erneut an die Bündnispartner appelliert, 
wirtschaftliche Hilfe an Portugal zu leisten, in der 
Hoffnung, damit zu der wirtschaftlichen Stabilität 
beizutragen und die demokratische Entwicklung zu 
stärken. Die Versammlung war der Meinung, daß 
diese Hilfe an keinerlei politische Vorbedingungen 
geknüpft werden sollte. 

Bei der Diskussion der Entwicklung in Spanien 
ließ die Versammlung keinen Zweifel daran, daß 
engere Beziehungen mit diesem Land einen Wandel 
in Richtung auf eine demokratische Entwicklung, 
insbesondere im Hinblick auf die Einhaltung der 
grundlegenden Freiheits- und Menschenrechte, vor- 
aussetzen. 

Auch bei dieser Tagung beschäftigte sich die 
Versammlung eingehend mit der weiteren Entwick- 
lung des Ost-West-Verhältnisses. Dabei kam die 
Erwartung zum Ausdruck, daß, nach dem Abschluß 
der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Helsinki, mit einem Fortschritt bei den Ab- 
rüstungsgesprächen in Wien und bei den SALT- Ver- 
handlungen gerechnet werden müsse. Die von der 
Versammlung angenommene Entschließung zu die- 
ser Frage spricht sich dahin aus, daß insbesondere 
bei den MBFR-Gesprächen auf Fortschritte „unter 
Einbeziehung aller Verhandlungsoptionen " gedrängt 
werden sollte. Die Möglichkeit des Einbegreifens 
der taktischen Nuklearwaffen wurde dabei nicht 
ausgeschlossen. 


IV. 

Die Königin von Dänemark, Margarethe II., und 
Prinz Henrik empfingen die Teilnehmer der Kon- 
ferenz in Schloß Fredensborg. Den dänischen Gast- 
gebern, insbesondere dem dänischen Vizepräsiden- 
ten der Versammlung, Knud Damgaard, ist der ein- 
drucksvolle Rahmen der Verhandlungen zu danken. 

Zur Versammlung sprachen Karl Skytte, Sprecher 
des Folketing, Anker J0rgensen, dänischer Premier- 
minister, sowie der Generalsekretär der NATO, 
J. M. A. H. Luns. 

Präsident Wayne L. Hays (USA) wurde für ein 
weiteres Jahr in seinem Amt bestätigt, ebenso die 
Vizepräsidenten Damgaard (Dänemark), Storchi (Ita- 
lien), Boscher (Frankreich) sowie der Schatzmeister 
Langlois (Kanada). 

Folgende Mitglieder der deutschen Delegation 
wurden in ihren Ämtern bestätigt bzw. neu gewählt: 

Ständiger Ausschuß: 

Abg. Blumenfeld, Vorsitzender des Unterausschus- 
ses für die Beziehungen mit den Regierungen und 
den Parlamenten 

Wirtschaftsaussschuß: 

Abg. Lange, Generalberichterstatter 
Abg. Flämig, Berichterstatter des gemeinsamen Un- 
terausschusses Energie 

Ausschuß für Erziehung , Kultur und Information: 

Abg. Dr. Geßner, Stellvertretender Vorsitzender des 
Ausschusses, Vorsitzender des Unterausschusses für 
den freien Fluß der Information 

Militärausschuß: 

Abg. van Delden, Sonderberichterstatter zum Thema 
der Überwachung der gegenseitigen und ausgewo- 
genen Truppenverminderungen 

Abg. Damm, Vorsitzender des Unterausschusses für 
die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Verteidigung 

Politischer Ausschuß: 

Abg. Mattick, Vorsitzender des Unterausschusses 
Entspannung 

Ausschuß für Wissenschaft und Technik: 

Abg. Flämig, Berichterstatter über die wissenschaft- 
lichen und technischen Aspekte der Energieversor- 
gung. 

V. 

Die Ausschüsse der Versammlung werden vom 
27. bis 31. Mai 1976 in Brüssel tagen; die nächste 
Jahreskonferenz wird vom 14. bis 20. November 
1976 in Williamsburg (USA) stattfinden. 

Kurt Mattick 
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Wirtschaftsausschuß 


Empfehlung 

Koordinierung der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten 

Die Versammlung, 

in Anbetracht der Auswirkung der weltweiten 
Rezession auf die Wirtschaft der Mitgliedstaaten 
des Bündnisses; 

in dem Bedauern über das vollständige Fehlen 
einer Koordinierung der Wirtschaftspolitik der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten, wodurch die Rezession wei- 
ter verschärft und verlängert wurde; 

unter Hinweis auf die Gespräche zwischen dem 
Präsidenten der Vereinigten Staaten, dem Präsiden- 
ten Frankreichs, dem Premierminister des Vereinig- 


ten Königreichs und dem Kanzler der Bundesrepu- 
blik Deutschland auf der Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa im Juli 1975 in Hel- 
sinki über eine notwendige sozio-ökonomische Kon- 
sultation und Kooperation zwischen ihren Ländern; 

empfiehlt, daß der Nordatlantikrat die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten des Bündnisses ersucht, 

1. die in Helsinki ergriffene Initiative weiter zu 
verfolgen; 

2. alle Mitgliedstaaten in derartige Wirtschaftsge- 
spräche einzubeziehen; 

3. auf diese Weise die Politik der Mitgliedstaaten 
zu koordinieren, die auf die Wiederbelebung 
ihrer Wirtschaft und die Überwindung der Re- 
zession und ihrer sozialen Folgen gerichtet ist. 
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Ausschuß für Erziehung, Kultur und Information 


Empfehlung 

Erziehungs- und bildungspolitische Tätigkeit 
der NATO 

Die Versammlung 

verweist auf die nur auf bestimmte Gebiete be- 
grenzte Tätigkeit der NATO im Erziehungs- und 
Bildungsbereich; 

ist besorgt darüber, daß einige Regierungen allein 
möglicherweise nicht in der Lage sind, mit den 
schwierigen Bildungsproblemen unserer Zeit wie zu- 
rückgehenden Einschulungszahlen, sich wandelnden 


studentischen Forderungen, fehlender finanzieller 
Unterstützung und Ungewißheit über die Zukunft 
fertig zu werden; 

anerkennt die Notwendigkeit gemeinsamer An- 
strengungen der Bündnismitglieder in verschiedenen 
bildungspolitischen Bereichen; 

anerkennt ferner, daß das Bündnis mehr als ein 
Verteidigungsabkommen darstellen muß; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, eine Erweiterung 
der Tätigkeiten und Zuständigkeiten seiner Abtei- 
lung für kulturelle Beziehungen in Richtung solcher 
Bereiche ins Auge zu fassen, die unmittelbarer mit 
Erziehung und Bildung zu tun haben. 
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Militärausschuß 


Empfehlung 

Umgliedenmg der Streitkräfte der NATO 

Die Versammlung, 

besorgt über die fortgesetzten qualitativen und 
quantitativen Verbesserungen der Streitkräfte des 
Warschauer Paktes, insbesondere ihres Offensiv- 
potentials; 

in der Erkenntnis, daß dies zu ökonomischen und 
sozialen Zwängen für die Verteidigungshaushalte 
aller Mitgliedstaaten führt; 

in der Erkenntnis, daß sich für die Mitgliedstaa- 
ten in zunehmendem Maße die Notwendigkeit er- 
gibt, die Gliederung, Zusammensetzung und Prio- 
ritäten ihrer Streitkräfte, insbesondere im Hinblick 
auf den Einsatz von Reserve-Streitkräften, zu über- 
prüfen und neu zu bewerten; 

besorgt darüber, daß einseitige Maßnahmen eines 
Mitgliedstaates Auswirkungen auf den Zusammen- 
halt des Bündnisses und die Glaubwürdigkeit der 
gemeinsamen Verteidigungsanstrengungen haben 
könnten; 

in Anbetracht der Nachteile, die sich sowohl in 
finanzieller Hinsicht als auch im Hinblick auf die 
Kampfkraft dadurch ergeben, daß die Logistik wei- 
terhin in nationaler Zuständigkeit verbleibt; 

in Anbetracht der Abhängigkeit der derzeitig gül- 
tigen NATO-Strategie von der schnellstmöglichen 
Verfügbarkeit umfangreicher, einsatzbereiter Ver- 
stärkungen; 

in Anbetracht der Auswirkungen, die sich durch 
die Fortschritte auf dem Gebiet der Rüstungstech- 
nologie für die taktischen und strategischen Einsatz- 
und Führungsgrundsätze ergeben; 

empfiehlt, daß der Ausschuß für Verteidigungs- 
planung der NATO: 

1. eingehend die Bereiche untersucht, in denen die 
Beweglichkeit und Kampfkraft der Streitkräfte 
der NATO weiterhin beeinträchtigt bleiben; 

2. die Notwendigkeit einer Integration der logisti- 
schen Zuständigkeiten mit Nachdruck vertritt 
und den Militärausschuß der Nordatlantischen 
Versammlung über die Hindernisse unterrichtet, 
die einer solchen Entwicklung entgegenstehen; 

3. die Vorteile untersucht, die sich für die Mitglied- 
staaten durch eine Verringerung des logistischen 
Anteils in den Divisionen und die daraus resul- 
tierende Verbesserung des Verhältnisses von 
Kampftruppen zu Logistiktruppen ergeben wür- 
den; 

4. untersucht, welche Folgerungen für die Glaub- 
würdigkeit des Verteidigungsgefüges der NATO 
durch einen stärkeren Rückgriff auf Reserve- 


Streitkräfte entstünden, und den Militärausschuß 
der Versammlung in diesem Zusammenhang 
über die möglichen Auswirkungen unterrichtet, 
die sich auf Grund der kürzlich vorgelegten 
Streitkräfte-Empfehlung Belgiens, der Nieder- 
lande und der Bundesrepublik Deutschland für 
die Kampfkraft des Bündnisses ergeben würden; 

5. die Regierungen jener Mitgliedstaaten, die sich 
mit der Absicht tragen, die Zusammensetzung 
und Gliederung ihrer Streitkräfte zu verändern, 
dringend ersucht, ein Höchstmaß an Gemeinsam- 
keit mit ihren Verbündeten anzustreben und den 
Militärausschuß der Versammlung in diesem Zu- 
sammenhang darüber unterrichtet, welche Aus- 
wirkungen die Entscheidung des Vereinigten Kö- 
nigreiches zur Aufgabe der Kommandoebene der 
Brigade auf die Einheitlichkeit der Kommando- 
strukturen hat; 

6. eine Bewertung vornimmt, ob die gegenwärtig 
geltenden Vereinbarungen für die Bereitstellung 
von Verstärkungen sowohl für den Mittelab- 
schnitt als auch für die Flanken angemessen sind 
und wo Verbesserungen erreicht werden können; 

7. untersucht, welche Möglichkeiten sich der NATO 
durch die Ausnutzung der in letzter Zeit erreich- 
ten Weiterentwicklungen auf dem Gebiet der 
modernen Rüstungstechnologie bieten. 


Empfehlung 

Die Lage im östlichen Mittelmeer 

Die Versammlung, 

in der Erkenntnis, daß die anhaltende Kontroverse 
zwischen Griechenland und der Türkei dem Zusam- 
menhalt und der Glaubwürdigkeit des Bündnisses 
schadet; 

besorgt über das Anwachsen der Macht und des 
Einflusses der Sowjetunion in diesem Gebiet, ins- 
besondere zur See, was zu ernsthaften Schwierig- 
keiten für die Sicherheit des Bündnisses führt; 

in der Erkenntnis, daß die Lösung der gegenwär- 
tigen Krise von einer für alle Seiten befriedigenden 
Regelung auf der Insel Zypern abhängt; 

in dem Bedauern, daß das Waffenembargo der 
Vereinigten Staaten zu keiner Verbesserung der 
Aussichten für eine Regelung der Zypernfrage ge- 
führt, sondern die Möglichkeit eines Abkommens 
zwischen den beiden Seiten de facto behindert hat; 

in dem Bewußtsein, daß das Embargo unausweich- 
lich zu einer Verringerung der Kampfkraft der tür- 
kischen Streitkräfte führt; 

im Bedauern über den Austritt Griechenlands aus 
den integrierten Kommandostellen der NATO und 
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in dem Wunsche, daß es zu einer Revision dieser 

Entscheidung kommt; 

empfiehlt, daß der NATO-Rat: 

1. die Probleme dieses Gebietes mit einem Höchst- 
maß an Aufmerksamkeit weiterverfolgt und 
sicherstellt, daß die Einrichtungen des Bündnis- 
ses beiden Partnern auch weiterhin zur Ver- 
fügung stehen, um eine Beilegung der Streitig- 
keiten zu erreichen; 

2. die Mitgliedstaaten dringend ersucht, sowohl 
Griechenland als auch der Türkei Wirtschafts- 
hilfe zu gewähren; 

3. insbesondere untersucht, welche Maßnahmen von 
den europäischen Bündnispartnern ergriffen wer- 
den können, um der Türkei bei der Beschaffung 
solcher Ersatz- und Ausrüstungsteile behilflich 
zu sein, die dem Land auf Grund des Embargos 
unzugänglich sind; 

4. eine Bewertung und Einschätzung der sowjeti- 
schen Politik und deren Zielsetzung in diesem 
Gebiet sowie hinsichtlich deren Bedeutung für 
die Sicherheit des südlichen Bündnisbereiches in 
der Zukunft vornimmt. 


Empfehlung 

Rationalisierung der Verteidigungsmittel 
des Bündnisses 

Die Versammlung, 

in Anerkenntnis der Haushaltsbelastungen, die 
sich nach wie vor nachteilig auf die Fähigkeit der 
Mitgliedstaaten zur Aufrechterhaltung der Vertei- 
digungsausgaben auswirken; 

besorgt über die Nachteile, die sich sowohl in 
finanzieller Hinsicht als auch im Hinblick auf die 
Kampfkraft der NATO-Streitkräfte dadurch ergeben, 
daß es, wie im Callaghan-Bericht dargelegt, nach 
wie vor nicht zu einer Standardisierung der Rüstung 
kommt; 

in dem Bewußtsein der zwingenden Notwendig- 
keit engerer atlantischer Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Rüstungsproduktion und -beschaffung; 

erfreut über die Feststellung im Kommunique der 
Ministertagung vom Mai, daß die Minister „darin 
übereinstimmten, im Rahmen der verfügbaren Ein- 


richtungen auf dem Gebiet der Rüstungsbeschaffung 
eine in beide Richtungen gehende Zusammenarbeit 
zwischen Nordamerika und Europa anzustreben, um 
zu einer kostenwirksameren Verwendung der Mit- 
tel sowie zu einer verstärkten Standardisierung der 
Waffensysteme zu kommen"; 

erfreut über das Culver-Nunn- Amendment (Geset- 
zeszusatz), das sich für alle Mitgliedstaaten als her- 
vorragendes Beispiel anbietet; 

in Anerkenntnis der elementaren Notwendigkeit, 
zwischen den Mitgliedstaaten des Bündnisses zu 
einer größeren Harmonisierung der militärischen 
Einsatz- und Führungsgrundsätze und damit zu ein- 
heitlichen taktischen Konzeptionen zu kommen, die 
eine größere Standardisierung und wechselseitige 
Verwendbarkeit/Austauschbarkeit der Waffen- 
systeme erleichtern würden; 

in der Erkenntnis, daß es das entscheidende Ziel 
bleibt, zu einem Höchstmaß an wechselseitiger Ver- 
wendbarkeit/Austauschbarkeit zu kommen, auch 
wenn eine totale Standardisierung weder durchführ- 
bar noch erstrebenswert ist; 

empfiehlt, daß der Ausschuß für Verteidigungs- 
planung der NATO: 

1. mit größtmöglicher Dringlichkeit einen mit vol- 
ler politischer Unterstützung versehenen insti- 
tutionellen Apparat schafft, der zur Verein- 
fachung der wirkungsvollen nordamerikanisch- 
europäischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Rüstungsproduktion und -beschaffung beitra- 
gen würde; 

2. den Militärausschuß der NATO dringend ersucht, 
bei der Harmonisierung der militärischen Ein- 
satz- und Führungsgrundsätze innerhalb des 
Bündnisses sowie bei der Festlegung gemeinsa- 
mer taktischer Konzeptionen eine führendere 
Rolle zu übernehmen; 

3. bei der Erarbeitung gemeinsamer Vorhaben für 
Ausbildung und logistische Unterstützung von 
den Möglichkeiten des F-104-Nachfolgepro- 
gramms umfassend Gebrauch macht; 

4. bei den Erwägungen über den etwaigen Ankauf 
und Einsatz eines luftgestützten Frühwarnsystems 
für Europa der uneingeschränkten Beteiligung 
aller NATO-Mitgliedstaaten bei der Herstellung 
und dem Betrieb eines derartigen Systems Vor- 
rang einräumt. 
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Politischer Ausschuß und Ausschuß für Erziehung, Kultur und Information 


Empfehlung 

Ost- W est-Beziehungen 

Die Versammlung 

begrüßt den andauernden Entspannungsprozeß 
zwischen Ost und West als einzig mögliche Alter- 
native zu einer Krisen- und Konfrontationspolitik; 

anerkennt, daß die Suche nach Frieden und Sta- 
bilität in Europa zwangsläufig ein allmählicher Pro- 
zeß ist, der auch künftig Rückschläge erleiden und 
vor Zerreißproben gestellt sein wird, wie es sich 
derzeit in bestimmten Aspekten der amerikanisch- 
sowjetischen Beziehungen zeigt; 

unterstreicht, daß Entspannung kein statischer Zu- 
stand, sondern ein Entwicklungsprozeß ist, bei dem 
zur Verringerung der im Osten wie im Westen 
noch weit verbreiteten Feindschaft wie des Miß- 
trauens viel Geduld und Beharrlichkeit vonnöten 
sein werden; 

anerkennt, daß Entspannung nicht das Ende der 
tiefgreifenden politischen und ideologischen Unter- 
schiede noch das Verschwinden der Bereiche, in de- 
nen die Supermächte miteinander wetteifern, bedeu- 
tet; 

glaubt jedoch, daß es viele gemeinsame Interes- 
senbereiche gibt, in denen Kooperation und Koordi- 
nation zur Herstellung einer stabileren und fried- 
licheren Umwelt beitragen können; 

betont, daß Entspannung deshalb allen Staaten 
Mäßigung und Zurückhaltung bei der Lösung strit- 
tiger Probleme und Konflikte, die sie selbst wie 
dritte Staaten betreffen, abverlangt und die schritt- 
weise Beseitigung der Krisenherde erfordert; 

fordert, daß alle Teilnehmerstaaten die bei der 
Schlußsitzung der Konferenz von Helsinki über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa angenom- 
menen Erklärungen uneingeschränkt und vorbehalt- 
los anwenden; 

erinnert an den Beschluß des Unterausschusses 
für den freien Informationsfluß, die Ausführungen 
der Vereinbarungen von Korb III zu überprüfen; 

betont, daß der neugeschaffene politische Rahmen 
jetzt durch Fortschritte auf militärischem Gebiet und 
insbesondere durch ausgewogene Verminderungen 
des Truppen- und Rüstungsbestandes in Mittel- 
europa ergänzt werden muß, damit die Schwelle 
der militärischen Konfrontation gesenkt und ein 


stabileres Gefüge der Beziehungen in Europa ge- 
sichert werden kann; 

bedauert, daß die übermäßige Konzentrierung 
konventioneller Streitkräfte in Ost- und Mittel- 
europa seitens der Staaten des Warschauer Paktes 
und insbesondere der Sowjetunion die militärische 
Stabilität und Sicherheit in Europa und damit den 
Entspannungsprozeß gefährdet; 

bedauert, daß sich die Sowjetunion bisher ge- 
weigert hat, bei den Wiener Gesprächen den Grund- 
satz der ausgewogenen Truppenverminderungen an- 
zuerkennen; 

anerkennt die Bedeutung der Entspannung für die 
osteuropäischen Länder insbesondere im Hinblick 
auf die uneingeschränkte Verwirklichung der Men- 
schenrechte wie des Rechts auf Selbstbestimmung in 
diesem Gebiet; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat: 

1. das Ziel einer Verbesserung der Beziehungen 
zum Osten energisch und konstruktiv zu verfol- 
gen und für eine bessere Publizität sämtlicher 
Aspekte der Entspannungspolitik zu sorgen; 

2. das Vorhandensein wechselseitiger Interessen 
zwischen Ost und West anzuerkennen und nach 
Bereichen zu suchen, in denen eine Interessen- 
gemeinschaft mit osteuropäischen Ländern mög- 
lich ist; 

3. auf einer umfassenden Anwendung der Grund- 
sätze von Helsinki, insbesondere hinsichtlich der 
Vereinbarungen über die Freizügigkeit von Per- 
sonen und den freien Informationsfluß, zu be- 
stehen; 

4. die Regierungen der Mitgliedstaaaten aufzufor- 
dern, die Erfüllung der humanitären, kulturellen, 
bildungs- und informationspolitischen Verpflich- 
tungen des Helsinki-Abkommens sorgfältig zu 
überwachen, so daß bei der für Juni 1977 in 
Belgrad geplanten Anschlußkonferenz darüber 
ausführlich Rechenschaft abgelegt werden kann; 

5. die Bedeutung eines baldestmöglichen Abschlus- 
ses der für die Anwendung des Helsinki-Abkom- 
mens erforderlichen Abmachungen und Verein- 
barungen zu betonen; 

6. mit Nachdruck auf Fortschritte bei den in Wien 
stattfindenden MBFR-Gesprächen zu drängen und 
alle denkbaren Möglichkeiten zur Verwirklichung 
dieser Fortschritte zu prüfen. 
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Ausschuß für Wissenschaft und Technik 


Empfehlung 

Budget des NATO-Ausschusses für Wissenschaft 

Die Versammlung 

in Anbetracht der Budgetentwicklung des NATO- 
Ausschusses für Wissenschaft während der letzten 
fünf Jahre; 

in Kenntnis, daß das Budget sich jährlich im Durch- 
schnitt um 4,15 °/o erhöhte, während der durchschnitt- 
liche jährliche Preisindexanstieg bei den Bündnis- 
staaten in ihrer Gesamtheit 11,02 °/o betrug; 

in Hervorhebung der erfolgreichen Arbeit des 
NATO-Ausschusses für Wissenschaft und dessen 
letzter Entwicklungen, insbesondere die Schaffung 
von Möglichkeiten für den Austausch junger Wis- 
senschaftler der Atlantischen Gemeinschaft und 
seine hervorragenden Leistungen zur Umweltver- 
besserung in den Ländern des Bündnisses; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat: 

1. eine Untersuchung der Budgetprobleme des Aus- 
schusses für Wissenschaft; 

2. eine Budgetaufbesserung für die kommenden 
Jahre, die die Einbußen während der letzten fünf 
Jahre berücksichtigt. 


Empfehlung 

Informationen über die Tätigkeit des Ausschusses 

für Probleme der modernen Gesellschaft (CCMS) 

Die Versammlung, 

in Würdigung des steigenden Interesses der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten des Bündnisses für 
die Arbeit des CCMS, besonders die wegweisenden 
Arbeiten auf dem Energiesektor; 

in Anbetracht dessen, daß die Folgemaßnahmen 
aufgrund der CCMS-Arbeit noch bei weitem nicht 
befriedigen; 

in Hervorhebung der Notwendigkeit, die Informa- 
tion der Öffentlichkeit über die Arbeit des CCMS in 
verschiedenen Mitgliedstaaten des Bündnisses zu 
verbessern; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat: 

1. die Befolgung der vom CCMS formulierten und 
vom Rat angenommenen Empfehlungen und Ent- 
schließungen mit größter Aufmerksamkeit zu 
prüfen? 

2. dem CCMS mehr Mittel zur Verfügung zu stel- 
len, damit er in die Lage versetzt wird, die von 
ihm erzielten Ergebnisse in weitreichenderem 
Maße zu veröffentlichen. 
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Wirtschaftsausschuß 


Entschließung 

W eltwirtschaf tsordnung 

Die Versammlung, 

in Anbetracht der weltweiten Diskussion über die 
augenblickliche Weltwirtschaftsordnung und die 
Notwendigkeit einer Verbesserung; 

in dem Bedauern über die Tatsache, daß die Kluft 
zwischen reichen und armen Ländern immer noch 
größer wird; 

in dem Bewußtsein der tiefgreifenden, wechsel- 
seitigen Abhängigkeiten in den Beziehungen zwi- 
schen den Industrieländern und Entwicklungslän- 
dern; 

hervorhebend, daß niemand von einer Konfron- 
tation und einer einseitigen Aktion profitieren wird; 

in der Überzeugung, daß zentral verwaltete Volks- 
wirtschaften, Kartelle und Syndikate nicht die Zau- 
berformel für eine Veränderung des Weltwirtschafts- 
systems sein können, sondern nur zu einer Büro- 
kratisierung der Weltwirtschaft und zur „Vertei- 
lung" der Armut führen würden; 

in dem Wunsch, in Zusammenarbeit mit den Ent- 
wicklungsländern eine gemeinsame Basis für ein 
neues Wirtschaftswachstum für alle Länder und ein 
Wirtschaftssystem zu finden, in dem das Weltwirt- 
schaftsprodukt in gerechter Weise verteilt wird; 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Atlantischen Bündnisses, 

1. ihre Haltung bei weltweiten Verhandlungen so 
weit wie möglich zu koordinieren und in zuneh- 
mendem Maße mit einer Stimme zu sprechen; 

2. den Entwicklungsländern eine wesentliche Ver- 
besserung in ihren wirtschaftlichen Beziehungen 
zu den Industriestaaten zu bieten, die sich am 
Beispiel des Übereinkommens von Lome zwi- 
schen Ländern der EG und den AKP-Ländern 
orientiert; 

3. und vor allem — sofern die Entwicklungsländer 
den politischen Willen haben, ihre eigene Wirt- 
schaft breiter zu fächern — eine weitere Öffnung 
der Märkte in den Industriestaaten für Fertig- 
produkte, ein wirksames System der Stabilisie- 
rung ihrer Exporteinkünfte, eine intensivere 
Unterstützung bei der Industrialisierung sowie 
einen besseren und leichteren Zugang zur Tech- 
nik und zu den Kapitalmärkten zu gewährleisten. 


Entschließung 

Wirtschaftshilfe an Portugal, Griechenland 
und die Türkei 

Die Versammlung, 

in Anbetracht dessen, daß die Ereignisse in den 
Jahren 1974 und 1975 die atlantische Solidarität auf 
die Probe gestellt und gezeigt haben, daß diese 
Solidarität sich nicht allein auf eine militärische Zu- 
sammenarbeit beschränken kann; 

hervorhebend, daß der militärische Angriff nicht 
die einzig mögliche Bedrohung für ein Land dar- 
stellt, sondern daß auch wirtschaftlicher Niedergang 
zu sozialer und politischer Unruhe und zur Gefahr 
einer Machtübernahme durch Extremisten beider 
Seiten führt; 

in Anbetracht der augenblicklichen wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten Portugals, Griechenlands und 
der Türkei, und vor allem in Anbetracht von Pro- 
blemen wie Industrialisierung, Modernisierung ihrer 
Wirtschaften, Inflation, Arbeitslosigkeit, Defizite in 
der Zahlungsbilanz, Abhängigkeit von Emigration 
und Geldüberweisungen in fremden Währungen; 

in Kenntnis der besonderen Probleme Portugals 
beim Übergang von der Diktatur zur Demokratie, 
d. h. bei der Umwandlung eines altmodischen Wirt- 
schaftsapparates, bei der Durchführung des Entkolo- 
nialisierungsprozesses und bei der Entwicklung 
einer adäquaten Wirtschaftspolitik; 

eingedenk Griechenlands Anstrengungen zur 
Überwindung der wirtschaftlichen Folgen von sie- 
ben Jahren Diktatur und zur Integrierung seiner 
Wirtschaft in ein vereintes Europa; 

in Kenntnis des Interesses der Türkei an einer 
Weiterentwicklung ihrer Wirtschaftsbeziehungen zu 
anderen Ländern des Bündnisses und an einer Wei- 
terverfolgung ihrer erfolgreichen Politik der inter- 
nen Entwicklung; 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Atlantischen Bündnisses, 

1. ihre kurzsichtige und politisch falsche abwar- 
tende Haltung gegenüber Portugal aufzugeben 
und sofortige und wirksame finanzielle Hilfe zur 
Unterstützung des Demokratisierungsprozesses 
des Landes zu gewähren; 

2. die internationale wirtschaftliche Integration Por- 
tugals, Griechenlands und der Türkei zu unter- 
stützen, und zwar durch Gewährung von mehr 
Anleihen und Krediten, durch eine weitere Öff- 
nung der nationalen Märkte für Importe aus die- 
sen drei Ländern und durch Förderung von In- 
vestitionen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze in 
diesen Ländern. 
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Entschließung 

Weltwährungsreform 

Die Versammlung, 

in Anbetracht der verschiedenen Schritte, die bis- 
her zur Reform des Weltwährungssystems unter- 
nommen wurden, insbesondere der jüngsten Ent- 
scheidung über das Gold, durch die diesem seine 
monetäre Rolle genommen wurde und durch die 
verhindert wird, daß die Goldproduzenten in Zu- 
kunft in der Lage sind, den Goldpreis zu manipu- 
lieren und so den Wert der Währung zu beein- 
flussen; 

jedoch in dem Bedauern, daß eine einheitliche und 
umfassende Reform des ganzen Systems noch nicht 
durchgeführt wurde; 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Atlantischen Bündnisses 

1. die Reform des Weltwährungssystems bald zu 
Ende zu führen und so durch Schaffung eines 
stabilen Währungsrahmens einen schnellen Auf- 
schwung des Welthandels und der Weltwirt- 
schaft zu begünstigen; 

2. zu diesem Zweck eine Rückkehr zu festen, doch 
anpaßbaren Wechselkursen zu betreiben. 


Entschließung 

Koordinierung der Energiepolitik der 
Mitgliedstaaten 

Die Versammlung, 

in Prüfung der wirtschaftlichen Auswirkungen der 
nationalen Energiepolitik auf nationaler wie auch 
auf internationaler Ebene; 

eingedenk der Tatsache, daß jede Entscheidung 
über die Energiepolitik eine Untersuchung der Op- 
tionen und Prioritäten nach politischen Gesichts- 
punkten erforderlich macht; 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Atlantischen Bündnisses 

1. die Auswirkung einer nationalen Energiepolitik 
auf andere politische Bereiche, wie Kosten, 
Preise und Mieten, Sozialpolitik, Umweltschutz 
und Außenhandelspolitik, sorgfältig zu unter- 
suchen; 

2. die Energiepolitik auf internationaler Ebene zu 
koordinieren und zu harmonisieren. 
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Entschließung 

Energieversorgung innerhalb des Atlantischen 
Bündnisses 

Die Versammlung, 

in Anerkennung der nützlichen Arbeit, die vom 
Gemeinsamen Unterausschuß für Energieversorgung 
geleistet wurde; 

in Anbetracht dessen, daß die gesamtwirtschaft- 
lichen Probleme der Energieversorgung weiterhin 
schwerwiegend sind; 

in Hervorhebung, daß das Problem der Überschuß- 
beträge der ölproduzierenden Länder noch weit von 
einer Löung entfernt ist und daß immer noch ein 
deutliches Interesse der Verbraucherländer an einem 
massiven Rückfluß dieses Geldes besteht; 

in der Hoffnung, daß die kommende Verbraucher/ 
Erzeuger-Konferenz die Grundlagen für eine frucht- 
bare Zusammenarbeit schaffen wird; 

in Anbetracht der möglichen Beiträge von Wissen- 
schaft und Technik zur Sicherstellung einer lang- 


fristigen Versorgung durch Verminderung des Ener- 
giebedarfs, verstärkte Energieversorgung und ver- 
besserte Energieträger; 

eingedenk der politischen und militärischen Pro- 
bleme und Auswirkungen bei der Sicherstellung der 
Energieversorgung, insbesondere bei der Sicherung 
der Import- und Versorgungswege und beim Schutz 
des Nordsee-Öls; 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Nordatlantischen Bündnisses 

1. denjenigen ölproduzierenden Ländern mehr An- 
reize zu bieten, die einen Überschuß in Verbrau- 
cherländern zu investieren in der Lage sind und 
von diskriminierenden Investitionskontrollen ab- 
zusehen; 

2. Energieforschungs- und Entwicklungsprogramme, 
vorhandene Energieerhaltungsprogramme, die 
Diversifizierung auf der Versorgungsseite und 
Maßnahmen zur Verbesserung der Energieträger 
zu intensivieren; 

3. das Problem einer besseren Sicherung der Ener- 
gieversorgungsrouten gründlich zu untersuchen. 


* 
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Militärausschuß 


Entschließung 

Arbeit der Eurogroup 

Die Versammlung, 

erfreut über die in letzter Zeit erfolgten Initia- 
tiven in Richtung auf die Aufnahme einer in beide 
Richtungen gehenden Zusammenarbeit zwischen den 
Vereinigten Staaten, Kanada und Europa auf dem 
Gebiet der Rüstungsproduktion und -beschaffung; 

in der Erkenntnis, daß dieser Politik nur dann Er- 
folg beschieden sein wird, wenn es zu einer koordi- 
nierten europäischen Haltung kommt, und daß die 
Eurogroup das geeignetste Forum für die Durchfüh- 
rung dieser Koordination darstellt; 

erfreut über die wachsende Mitwirkung der Mini- 
ster an den Arbeiten der Eurogroup ; 

in Anbetracht der kontinuierlichen Fortschritte des 
MRCA-Projektes als einem Beispiel erfolgreicher 
europäischer Zusammenarbeit auf dem Gebiet mo- 
derner Luftfahrttechnologie; 

in Anbetracht der großen Bedeutung parlamenta- 
rischer Unterstützung für die Ziele und Aktivitäten 
der Eurogroup; 

im Bedauern über die fortgesetzte Weigerung 
Frankreichs, sich der Eurogroup und deren Tätigkeit 
anzuschließen; 

ersucht 

1. die Mitgliedsregierungen der Eurogroup drin- 
gend, den organisatorischen Rahmen der Gruppe 
zu benutzen, um die Institutionalisierung einer 
europäischen Komponente, etwa einer europä- 
ischen Rüstungsbehörde, zu erreichen, mit der es 
zwischen Europa, den Vereinigten Staaten und 
Kanada zu einer wirkungsvollen Kooperation auf 
dem Gebiet der Rüstungsproduktion und -be- 
schaffung kommen könnte; 

2. die Mitgliedsregierungen der Eurogroup, zu 
einer Verbesserung des parlamentarischen Ver- 
ständnisses für die Zielsetzungen und Tätigkei- 
ten der Eurogroup beizutragen; 


3. die Regierungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Italiens und des Vereinigten Königreiches, 
das MRCA-Projekt mit allen zur Verfügung ste- 
henden Mitteln weiterzuverfolgen und auf diese 
Weise die für zukünftige europäische Projekte 
notwendige technologische Grundlage aufrecht- 
zuerhalten. 


Entschließung 

Verhängung des Waffenembargos 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
über die Türkei 

Die Versammlung, 

besorgt über die gegenwärtige Situation im öst- 
lichen Mittelmeer und die anhaltende Kontroverse 
zwischen Griechenland und der Türkei; 

in der Erkenntnis, daß sowohl Griechenland als 
auch die Türkei eng mit den Ereignissen auf der 
Insel Zypern verbunden und dort engagiert sind und 
daß jeder nachhaltigen Versöhnung zwischen den 
zwei Staaten eine für beide Seiten akzeptable/ Lö- 
sung auf der Insel vorausgehen muß; 

in Anerkennung der aufrichtigen Besorgnis vieler 
Mitglieder des amerikanischen Kongresses, die der 
Ansicht sind, daß Waffen der- Vereinigten Staaten 
nicht offensiv von einem NATO- Verbündeten gegen 
einen anderen eingesetzt werden sollten; 

dennoch in der Ansicht, daß durch das amerika- 
nische Embargo ein externer Faktor in die griechisch- 
türkischen Beziehungen getragen wurde, der zur 
Verwirrung und zur Komplizierung der bestehenden 
Differenzen beigetragen hat und der ein konkretes 
Hindernis für mögliche Fortschritte auf dem Wege 
zu einer Regelung darstellt; 

ersucht den Kongreß der Vereinigten Staaten drin- 
gend, das bestehende Waffenembargo umgehend 
aufzuheben. 
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Politischer Ausschuß 


Entschließung 

Portugal 

Die Versammlung 

begrüßt es, daß das portugiesische Volk nach 
48jähriger Diktatur nun die Möglichkeit hat, den 
Übergang zur parlamentarischen Demokratie zu ver- 
wirklichen; 

ist betroffen über die sich rasch verschlechternde 
wirtschaftliche Lage des Landes, die zwangsläufig 
zu sozialen Unruhen führen muß und die durch den 
Rückstrom einer großen Zahl von Siedlern aus 
Angola noch verschärft werden könnte? 

begrüßt die jüngsten Entwicklungen, die eine Be- 
wegung in Richtung der Kräfte andeuten, die die 
Demokratie in Portugal achten? 

betont, daß die derzeitigen Verhältnisse sofortige 
und wirksame Aktionen und Unterstützungsmaß- 
nahmen, insbesondere in Form einer Wirtschafts- 
hilfe von seiten der Bündnisländer wie der Euro- 
päischen Gemeinschaft, erfordern; 

ist besorgt darüber, daß die zurückhaltende und 
vorsichtige Haltung der meisten westlichen Länder 
letztlich zu einer Polarisierung der Kräfte in Portu- 
gal führen könnte und dabei eine für das Bündnis 
überaus nachteilige Situation entstehen lassen 
würde; 

ersucht die Mitgliedstaaten: 

a) Portugal bei der Lösung der durch den Rück- 
strom der Angola-Flüchtlinge entstandenen 
schwerwiegenden Probleme behilflich zu sein; 

b) Portugal unverzüglich eine wirtschaftliche Unter- 
stützung zuteil werden zu lassen, um dem Land 
bei der Bewältigung seiner wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme zu helfen und die Entwicklung 
des Demokratisierungsprozesses zu fördern. 


Entschließung 

Spanien 

Die Versammlung 

betont ihre Kritik am autoritären Charakter des 
derzeitigen politischen Systems in Spanien, das dem 
spanischen Volk bereits vor vierzig Jahren auf ge- 
zwungen wurde; 

protestiert gegen die jüngsten Gerichtsurteile, 
durch die die allgemein anerkannten bürgerlichen 
Freiheiten und Menschenrechte einschneidend ver- 
letzt werden? 

bestätigt die Auffassung, daß eine Verbesserung 
der Beziehungen zwischen dem Bündnis und Spa- 


nien die Forderung nach einem demokratischen 
Wechsel in Spanien miteinschließt; 

versichert all diejenigen Kräfte der spanischen 
Gesellschaft, die sich um eine uneingeschränkte par- 
lamentarische Demokratie bemühen, ihrer vollen 
Sympathie; 

ermutigt diese demokratischen Kräfte, ihre Be- 
mühungen zur Verbesserung der politischen Ver- 
hältnisse in Spanien fortzusetzen; 

ersucht die Mitgliedstaaten des Bündnisses: 

1. sich jeglicher Schritte zu enthalten, die als Ver- 
such zur Förderung einer Mitgliedschaft Spaniens 
im Bündnis zum gegenwärtigen Zeitpunkt ver- 
standen werden könnten; 

2. klarzustellen, daß die derzeitigen Verhältnisse in 
Spanien alle Bemühungen zur Verbesserung der 
Beziehungen zwischen Spanien und dem Bündnis 
untergraben. 

Entschließung 

Die Lage im Nahen Osten 

Die Versammlung 

begrüßt die von US-Außenminister Kissinger 
zwischen Israel und Ägypten erfolgreich geführten 
Verhandlungen, deren Ergebnis das Sinai-Abkom- 
men war? 

betont die Notwendigkeit fortgesetzter Bemühun- 
gen zur Verwirklichung des Friedens in dem gesam- 
ten Gebiet; 

ist betroffen über die negative Haltung der So- 
wjetunion und die agressive Reaktion einiger arabi- 
scher Regierungen hinsichtlich der Unterzeichnung 
des Abkommens zwischen Ägypten und Israel; 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Nordatlantischen Bündnisses: 

a) die amerikanischen und sonstigen Vermittlungs- 
bemühungen durch politischen wie wirtschaft- 
lichen Beistand für die Unterzeichnerstaaten des 
Sinai- Abkommens zu unterstützen; 

und 

b) die Entwicklungen im Libanon genau im Auge 
zu behalten und einen angemessenen Beitrag zur 
Stabilisierung der Lage zu leisten. 


Entschließung 

Die Lage im östlichen Mittelmeer 

Die Versammlung 

verweist auf die Notwendigkeit, die Zahl der 
zwischen zwei Bündnispartnern, Griechenland und 
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der Türkei, noch bestehenden Reibungspunkte so 
weit wie möglich zu verringern; 

stellt fest, daß die auf Zypern nach den Ereig- 
nissen vom Sommer 1974 entstandene Situation noch 
immer fortbesteht; 

ist der Auffassung, daß diese Situation aufgrund 
ihrer negativen Auswirkungen auf die Beziehungen 
zwischen zwei Bündnispartnern eine ernst zu neh- 
mende Gefahr für die Südostflanke des Bündnisses 
darstellt; 

ist der Auffassung, daß diese Situation nur durch 
konstruktive Verhandlungen verbessert werden 
kann; 

ersucht alle beteiligten Parteien, sich für die Wie- 
deraufnahme der Gespräche zwischen den beiden 


Gemeinschaften unter der Schirmherrschaft des Ge- 
neralsekretärs der Vereinten Nationen einzusetzen 
und die Achtung der Unabhängigkeit, Souveränität 
und territorialen Integrität der Republik Zypern 
zu gewährleisten; 

ersucht alle beteiligten Parteien nachdrücklich, 
sich bis zu einer friedlichen Regelung jeglichen Vor- 
gehens zu enthalten, durch das die Verhandlungen 
zwischen den beiden Gemeinschaften gefährdet oder 
erschwert werden könnten; 

appelliert an die Staatsmänner der unmittelbar 
beteiligten Länder, sich versöhnlich zu zeigen, damit 
vor allem eine Lösung zur Bewältigung des Flücht- 
lingproblems gefunden werden kann. 


14 



Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode 


Drucksache 7/4241 


Ausschuß für Wissenschaft und Technik 


Entschließung 

Internationale Rohstoffpolitik 

Die Versammlung, 

in Anbetracht der wissenschaftlichen und tech- 
nischen Probleme, die bei der Versorgung der Mit- 
gliedstaaten des Bündnisses mit Rohstoffen be- 
stehen; 

in der Überzeugung, daß der Zeitpunkt gekommen 
ist, eine bessere Haushaltung für die auf der Erde 
vorhandenen Rohstoffe zu schaffen; 

in Hervorhebung der Notwendigkeit, daß sich die 
Mitgliedstaaten des Bündnisses auf eine gemein- 
same Politik auf diesem Gebiet einigen; 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Atlantischen Bündnisses 

1. dringend eine gemeinsame, einheitliche Rohstoff- 
politik zu entwickeln 

a) zur Einsparung von Rohstoffen 

b) zur Erweiterung bekannter Rohstoffvorkom- 
men durch verbesserte Schurfmethoden und 
eine bessere Ausnutzung der vorhandenen 
Rohstoffreserven; 

c) zur Suche nach Ersatzstoffen für seltene Roh- 
stoffe; 

d) zur Verbesserung von Umlaufverfahren; 

e) zur Erhöhung der Lebensdauer und der Halt- 
barkeit von Erzeugnissen; 

2. das Wissenschaftliche Direktorium aufzufordern, 
diesen Problemen mehr Aufmerksamkeit zu 
schenken als bisher. 


Entschließung 

Kernenergie 

Die Versammlung 

im Bewußtsein der Notwendigkeit, die Energiever- 
sorgung in den Mitgliedstaaten langfristig zu 
sichern, 

in Kenntnis der Diskussion über die Vor- und 
Nachteile der Kernenergie; 

in Anbetracht der Unmöglichkeit, gegenwärtig 
festzustellen, wie hoch der Gesamtbedarf an Energie 
in 10 — 15 Jahren sein wird und ob mit nichtnukle- 
aren Energiereserven gerechnet werden darf; 

beunruhigt über die rapide ansteigenden Kosten 
der Kernenergie, auch durch erforderliche zusätz- 
liche Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz der Atom- 
kraftwerke-, 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten des 
Atlantischen Bündnisses 

1. die Parlamentarier als gewählte Vertreter des 
Volkes mit umfassenden Informationen über das 
pro und contra der Kernenergie zu versorgen, 
damit die Parlamentarier dazu beitragen können, 
daß die notwendigen Entscheidungen vom Volke 
verstanden und akzeptiert werden; 

2. unverzüglich mit einer eingehenden Überprüfung 
der nuklearen Politik zu beginnen und eine um- 
fassende Kosten/Nutzen-Analyse durchzuführen, 
in der auch die zusätzlichen Kosten durch die Be- 
seitigung von radioaktiven Abfällen, Zerstörung 
von Reaktoren nach Verwendung, Sicherheits- 
maßnahmen, Schutz für die Transporte von spalt- 
baren Stoffen und radioaktiven Abfällen und die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen berücksichtigt 
werden. 


15 


